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BEGRÜNDUNG   

 zum Bebauungsplan 
"Gewerbegebiet Mittelstraß" 

 zu den örtlichen Bauvorschriften 
zum Bebauungsplan 
"Gewerbegebiet Mittelstraß" 

der Gemeinde Pfaffenweiler  
(Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald) 

 

Hinweis: Alle wesentlichen Korrekturen bzw. Ergänzungen, die sich nach der Veröf-
fentlichung ergeben haben, wurden zur besseren Übersicht gelb markiert. 

1 Erfordernis der Planaufstellung  

Mit dem Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Neuausweisung von Gewerbeflächen ge-
schaffen werden. 

Im Rahmen der vorbereitenden Untersuchungen bezüglich der Gewerbeent-
wicklung hat die Gemeinde Pfaffenweiler bereits mit verschiedenen Interes-
senten Kontakt aufgenommen und erste Gespräche geführt.  

Mit der Ausweisung des Baugebiets in Pfaffenweiler will die Gemeinde die ei-
gene Wirtschaftsstruktur stärken und ansässigen Betrieben die Möglichkeit ge-
ben sich weiterzuentwickeln, neue Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern. 

Der Bebauungsplan wird als sog. "qualifizierter Bebauungsplan" nach § 30 
Abs. 1 BauGB erstellt und trifft u.a. Festsetzungen zu Art und Maß der bauli-
chen Nutzung, überbaubaren Grundstücksflächen, Bauweise und Verkehrsflä-
chen. 

2 Übergeordnete Planung 

2.1 Regionalplan 

Pfaffenweiler ist nach Aussage des Regionalplans "Südlicher Oberrhein" ein 
Ort mit gewerblicher Eigenentwicklung. Zielsetzung ist dabei eine Entwicklung 
entlang der Bedarfe der ortsansässigen Betriebe zu ermöglichen. Mit der Aus-
weisung des Gewerbegebiets sollen die eigene Wirtschaftsstrukturen in der 
Gemeinde gestärkt werden. 

2.2 Flächennutzungsplan 

Die überplante Fläche ist in der rechtswirksamen Änderung des FNP des GVV 
"Ebringen-Pfaffenweiler-Schallstadt" nicht vollständig als gewerbliche Bauflä-
che ausgewiesen. Aufgrund der Flächenunschärfe besteht hinsichtlich der 
Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan ein Ausformungsspielraum. 

  

Fertigung: ............... 

Anlage: ................... 

Blatt: ....................... 
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Diese Annahme wurde im Vorfeld mit dem Regierungspräsidium Freiburg als 
höhere Raumordnungsbehörde abgestimmt. Im Ergebnis kann diese Entwick-
lung aus dem Flächennutzungsplan bis zum Flst.-Nr. 7018 noch mitgetragen 
werden. Damit gilt der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan als ent-
wickelt. 

Planausschnitt rechtswirksamer FNP 

FNP-Änderung 2013 

 

(Quelle: Gemeinde Pfaffenweiler) 

3 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des B-Plans umfasst ca. 1,68 ha und befindet sich im 
Nordwesten der Gemeinde Pfaffenweiler. Westlich des Plangebiets verläuft 
der Duffernbach, jenseits des Duffernbachs schließen das Gewerbegebiet 
"GE Schwabenmatten" sowie landwirtschaftliche Flächen an. Im Norden des 
Geltungsbereiches befinden sich ebenfalls landwirtschaftliche Flächen. Öst-
lich des Plangebietes verläuft der Radwegabschnitt Pfaffenweiler – Ebringen. 
Im Süden grenzen Tennisplätze und Bebauung an. 

Im südlichen Bereich des Planungsgebiets überlagert der B-Plan "Gewerbe-
gebiet Mittelstraß" einen Teilbereich des Geltungsbereichs der rechtskräftigen 
1. Änderung des B Plans "Westlich der Mittelstraß und Kirchhofweg - Bereich: 
Obere Langmatten". Mit Inkrafttreten des B Plans „Gewerbegebiet Mittelstraß“ 
wird dieser Teilbereich im rechtskräftigen B-Plan 1. Änderung "Westlich der 
Mittelstraß und Kirchhofweg - Bereich: Obere Langmatten" durch den neuen 
Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" überlagert. Eine Aufhebung des 
überlagerten Teilbereiches hält die Gemeinde aus planerischer Sicht nicht für 
erforderlich. Sollte der neue B-Plan "Gewerbegebiet Mittelstraß" evtl. unwirk-
sam werden, so soll für den überlagerten Bereich der rechtskräftige B-Plan 
weiterhin gelten.  
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Zur Veröffentlichung des Bebauungsplans wurde der Geltungsbereich im Süd-
westen geringfügig vergrößert, um einen verkehrstechnisch sicheren An-
schluss an die vorhandenen Erschließungsstraße "In den Langmatten" zu ge-
währleisten. 

4 Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flächen /  
Bodenschutz 

Die Gemeinde Pfaffenweiler ist nach Aussage der Flurbilanz 2022 der Lan-
desanstalt für Landwirtschaft, Ernährung und Ländlicher Raum Schwäbisch 
Gmünd (LEL) von Flächen der Wertstufe "Vorrangflur" umgeben. Daher ist es 
nicht möglich, eine Siedlungsentwicklung ohne Beanspruchung dieser hoch-
wertigen Landwirtschaftsflächen durchzuführen. 
Die Gemeinde Pfaffenweiler ist sich der Inanspruchnahmen von hochwertigen 
landwirtschaftlichen Flächen in ebener Lage durchaus bewusst.  

Die Gemeinde Pfaffenweiler hat im Rahmen der Flächennutzungsplanung bei 
der Ausweisung der gewerblichen Baufläche den Bedarf an Gewerbeflächen 
geprüft. Auch im Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplans hat die Ge-
meinde bei ortsansässigen und interessierten Betrieben den tatsächlichen Be-
darf nochmals abgefragt. Der tatsächliche Bedarf war seitens der Gemeinde 
Voraussetzung für die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens.  

Da es sich um eine gewerbliche Siedlungsentwicklung handelt, besteht nicht 
die Möglichkeit der Innenentwicklung. Der Flächenbedarf von einzelnen Be-
trieben sowie von evtl. Emissionen /Lärm, Verkehr, Geruch) spricht eindeutig 
gegen die Ausweisung eines Gewerbegebiets in der Ortslage. 

Nach Aussage der Gemeinde besteht bei den gewerblichen Bauflächen ein 
größerer Bedarf, da bereits vor Jahren ortsansässige Betriebe Erweiterungs-
bedarf angemeldet haben. Mit der Ausweisung des Gewerbegebiets kann die 
Gemeinde den kurz- und mittelfristig geplanten Betriebserweiterungen und 
Neuansiedlungen Rechnung tragen. In der Abwägung muss die Gemeinde 
Pfaffenweiler hier auch der Standortsicherung und damit auch der Arbeits-
platzsituation sowie der Schaffung von neuen Arbeitsplätzen Rechnung tra-
gen. 

Dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (Boden-
schutzklausel) wird durch die effiziente Erschließung, die auf einen separat 
geführten Gehweg verzichtet, Rechnung getragen. Dass ein schonender Um-
gang mit Boden erforderlich ist, wurde in den Hinweisen in den Bebauungs-
vorschriften entsprechend aufgenommen. 

Da es sich um einen hochwertigen Boden handelt, der überplant wird, ergibt 
sich durch den hohen Versiegelungsgrad in einem Gewerbegebiet ein hoher 
Ausgleichsbedarf. Um den Belangen des Bodenschutzes gerecht zu werden, 
sollte dieser wertvolle und bei der Realisierung eines Gewerbegebietes über-
schüssige kulturfähige Oberboden (Gesamtbewertung der Bodenfunktionen lt 
LGRB ca. 33 % der Fläche hoch und ca. 67 % der Fläche hoch bis sehr hoch) 
zur Bodenverbesserung von landwirtschaftlich weniger ertragreichen Standor-
ten verwendet werden.  
Wie der nachfolgenden Suchraumkarte Bodenauftrag der LUBW zu entneh-
men ist, gibt es aufgrund der hohen Wertigkeit der Böden auf Gemarkung Pfaf-
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fenweiler wie auch auf den direkt angrenzenden Gemeinden keine nennens-
werten Bodenauftragsflächen. Aus ökologischen Gründen und auch aus Kos-
tengründen wird von Seiten der Gemeinde in der Abwägung auf den Abtrag-
sport des Oberbodens zur Bodenverbesserung in Rheinnähe z. B. auf Gemar-
kung Hartheim verzichtet. 

 
Auch Flächen für eine Entsiegelung, die eine bodenbezogene Ausgleichsmaß-
nahme darstellen, stehen nach Aussage der Gemeinde nicht zur Verfügung. 

Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsbilanzierung im Umweltbericht 
wurde für das Schutzgut Boden ein Ausgleichsbedarf von 196.882 Ökopunk-
ten nach der Ökokontoverordnung ermittelt. Dies soll aus den dargelegten 
Gründen, da kein schutzgutbezogener Ausgleich möglich ist, schutzgutüber-
greifend durch Abbuchung von Ökokontomaßnahmen der Gemeinde Pfaffen-
weiler erbracht werden. Es handelt sich dabei um Maßnahmen im Steinbruch 
Bollschweil (Ausgleichsmaßnahme PF 001), die auch den Erhalt der Felswand 
vorsieht und um eine Sanierung einer Trockenmauer am Batzenberg (Aus-
gleichsmaßnahme PF 002). Die Ausgleichsmaßnahme Trockenmauer Bat-
zenberg ist zwar keine "klassische" Bodenschutzmaßnahme, jedoch wird 
dadurch der Erhalt der Stützmauer langfristig gesichert und das Abschwem-
men von Boden verhindert. 
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5 Städtebauliche Konzeption 

5.1 Städtebauliche Überlegungen / Erschließung  

Durch das "Gewerbegebiet Mittelstraß" möchte die Gemeinde kleinen ortsan-
sässigen Gewerbetreibenden die Möglichkeit geben sich am Standort Pfaffen-
weiler weiter zu entwickeln. Zudem soll auf die Flächen des Gewerbegebiets 
der Bauhof der Gemeinde verlegt werden. 

Hierfür wurde im Rahmen der letzten Änderung des FNPs eine gewerbliche 
Baufläche ausgewiesen. Hinsichtlich der Erschließung wurden im Vorfeld die 
verschiedenen Möglichkeiten der Anbindung an das vorhandene Straßennetz 
geprüft. Eine Erschließung des Geländes von Osten wurde dabei im Hinblick 
auf den dort verlaufenden, stark frequentierten Radweg von Ebringen und dem 
damit entstehenden Gefährdungspotenzial so wie im Hinblick auf das angren-
zende verdichtete Wohngebiet "Schneckenacker" und dem schmalen Quer-
schnitt der "Mittleren Straße" ausgeschlossen.  

Des Weitern hat sich gezeigt, dass die Erschließung des neuen Gewerbege-
bietes über die Straße "In den Langmatten" von Süden kommend erfolgen 
kann Angedacht wurde auch eine Erschließung über die parallel verlaufende 
Straße "Schwabenmatten". Im Bereich der vorhanden Brücke über den Duf-
fernbach sind Fahrbeziehungen mit einem Sattelzug jedoch nicht möglich. 

Für die neue Erschließungsstraße des Gewerbegebietes wird im südlichen Be-
reich auf einer Länge von ca. 48 m der Gewässerrandstreifen am Duffernbach 
in Anspruch genommen. Hier ergibt sich durch die Anlagen des Tennisclubs 
Pfaffenweiler e.V. ein Zwangspunkt. Derzeit reicht das Gelände des Ten-
nisclubs bis an den Gewässerrandtreifen / Unterhaltungsweg ran.  

Der Tennisclub verfügt südlich angrenzend an das geplante Gewerbegebiet 
über eine Anlage mit fünf Tennisplätzen und einem Clubheim sowie Nebenan-
lagen, Stellplätzen und Übungsflächen für Kinder. 

Mit der geplanten Erschließung unter Inanspruchnahme des Gewässerrand-
streifens werden ca 198 m² der Freifläche des Tennisclubs beansprucht. In 
Gesprächen mit dem Verein im Vorfeld konnte dahingehend Einigung erzielt 
werden, dass die notwendige Fläche für die Erschließung zur Verfügung ge-
stellt wird. Hierfür ist unter anderem ein Zurücksetzen der vorhandenen Hecke 
/ Eingrünung sowie eine Verlegung der Übungswand für den Nachwuchs er-
forderlich. Der Tennisclub mit seinen ca. 250 Mitgliedern besteht seit 1975 und 
stellt einen wichtigen Beitrag zum Vereinssport und Freizeitangebot aber auch 
zur Nachwuchsförderung in Pfaffenweiler dar. 

Es liegt im Interesse der Gemeinde den Fortbestand des Vereines zu sichern 
und hier nur ein Mindestmaß an Fläche des Vereinsgeländes in Anspruch zu 
nehmen. Aus diesem Grund ist eine Inanspruchnahme des Gewässerrand-
streifens im südlichen Bereich für die Erschließung zwingend erforderlich. 

In der Abwägung der Gemeinde ist hier das öffentliche Interesse am Erhalt 
des Tennisgeländes höher zu gewichten, als die geringe Inanspruchnahme 
des Gewässerrandstreifens.  

Die Gemeinde stellte beim Landratsamt einen Antrag auf Beanspruchung des 
Gewässerrandstreifens. Mit Schreiben vom 16.07.2026 wurde die wasser-
rechtliche Erlaubnis vom Landratsamt erteilt. 
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Die Erschließung des Gewerbegebietes erfolgt über eine Stichstraße, die nach 
dem Tennisgelände wieder nach Osten verschwenkt, so dass ab hier der Ge-
wässerrandstreifen nicht mehr beansprucht und damit planungsrechtlich gesi-
chert werden kann. Die Stichstraße endet im Norden mit einer Wendeplatte, 
die für Schwerlastverkehr (Lastzug, Sattelzug, großes Müllfahrzeug) ausgelegt 
ist. Die Straße ist mit einer Gesamtbreite von sieben Metern (nutzbare Breite 
6,00 m) vorgesehen. 

Die geplante Stichstraße liegt entsprechend der Vorplanung der Erschlie-
ßungsplanung durchschnittlich ca. 0,30 – 0,80 m über Gelände. Das vorhan-
dene Gelände steigt leicht nach Osten an. Der vorhandene östlich liegende 
Radweg liegt künftig ca. 2,30 bis 3,50 m über dem Niveau der geplanten 
Straße. Wie aus dem Geländeschnitt, der der Begründung als Anlage beige-
fügt ist, ersichtlich ist, müssen die künftigen Eigentümer der Gartengrundstü-
cke ihre Bauplätze im Hinblick auf das geplante Straßenniveau geringfügig 
auffüllen bzw. im weiteren Verlauf abtragen, um eine ebene Nutzung zu er-
möglichen. 

Der Höhenunterschied zum bestehenden Radweg kann wie in den örtlichen 
Bauvorschriften festgesetzt, durch eine max. 1,00 m hohe Stützmauer bewäl-
tigt werden. Darüber hinaus ist das Gelände anzuböschen. 

5.2 Art der baulichen Nutzung 

Das gesamte Planungsgebiet wird als Gewerbegebiet ausgewiesen. 

Im gesamten Plangebiet werden Vergnügungsstätten im Hinblick auf die Ziel-
setzung, Flächen für lokale Gewerbetreibende zu schaffen, ausgeschlossen. 
Bei einer vermehrten Ansiedlung von Vergnügungsstätten im Gewerbegebiet 
wäre ein Qualitätsverlust des Gebiets durch Verdrängung der Angebots- und 
Nutzungsvielfalt eines klassischen Gewerbegebiets mit Gewerbe-, Hand-
werks- und Dienstleistungsbetrieben zu befürchten. 

Des Weiteren werden Tankstellen im Hinblick auf den dafür erforderlichen Flä-
chenbedarf sowie die Lage des Planungsgebietes ausgeschlossen.  

Da die Gemeinde Pfaffenweiler derzeit über keine weiteren gewerblichen Bau-
flächen verfügt, sollen die neu überplanten Flächen der reinen gewerblichen 
Nutzung vorbehalten werden und auch Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter, Anlagen für kirchli-
che, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, Anlagen für sportliche 
Zwecke, Ferienwohnungen gemäß § 13a BauNVO sowie eine Einzelhandels-
nutzung ausgeschlossen werden. 

Gleichzeitig wird mit dem Ausschluss einer Einzelhandelsnutzung der Zielset-
zung der Raumordnung entsprochen. 

5.3 Maß der baulichen Nutzung 

5.3.1 Zahl der Vollgeschosse 

Für das Planungsgebiet wird eine Bebauung mit max. 2 Vollgeschossen fest-
gesetzt. Mit der Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse will die Gemeinde der 
Lage am Ortsrand im Übergang zur freien Landschaft Rechnung tragen. 
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5.3.2 Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,8, die Geschossflächenzahl (GFZ) mit 
1,6 festgesetzt. Die Festsetzungen erfolgten in Anlehnung der Orientierungs-
werte der BauNVO in Abhängigkeit der festgesetzten Geschosszahl. 

Mit der Festsetzung der GRZ wird § 1a Abs. 2 BauGB, dem schonenden und 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen. Mit der Fest-
setzung der GRZ von 1,6 bleibt die Gemeinde unter dem Orientierungswert. 
Hier wurde dem Aspekt der Ortsrandlage und Übergang zur freien Landschaft 
Rechnung getragen. 

Gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO können für untergeordnete Bauten und Bauteile 
wie Aufzüge, Silos, Kräne etc, absolute Höhen bis max. 12,00 m zugelassen 
werden, gemessen ab festgesetzten Höhenbezugspunkt in m ü. NHN. Damit 
wird den künftigen Bauherren etwas mehr Spielraum in der gewerblichen Nut-
zung gewährt.  

5.3.3 Höhen und Höhenlage baulicher Anlagen 

Die max. Wand- und Firsthöhe wurde in Anlehnung an die bestehende Bebau-
ung bzw. den angrenzenden B-Plan mit 7,00 m bzw. 10,00 m festgesetzt, so 
dass sich die künftige gewerbliche Bebauung in die Umgebung einfügt.  

5.4 Bauweise 

Für das Gewerbegebiet wird die offene Bauweise festgesetzt, das heißt es 
sind Baukörper mit einer Länge bis zu 50,00 m zulässig. 

5.5 Zufahrtsverbot / Notausfahrt Gemeindebauhof 

Um das Gefährdungspotenzial für die Nutzer des Radweges durch ein- und 
ausfahrende Fahrzeuge zu vermeiden wird ein Zufahrtsverbot von Osten für 
das Plangebiet festgesetzt. Mit der Ausweisung eines Pflanzstreifens an der 
östlichen Seite wird so auch eine angemessene Eingrünung der Gewerbe-
grundstücke parallel zum Radweg gewährleistet. 

Für den gemeindeeigenen Bauhof kann eine Notausfahrt über den Radweg 
ermöglicht werden. Hierzu darf auch der Pflanzstreifen auf einer Länge von 
max. 6,00 m unterbrochen werden. 

5.6 Flächen für Stellplätze 

Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig, um eine flexible und 
bestmögliche Nutzung der Grundstücksfläche zu ermöglichen.  

5.7 Grünflächen / Pflanzgebote  

Die ausgewiesene öffentliche Grünfläche entlang des Duffernbaches dient 
dem Erhalt und Schutz des Gewässerrandstreifens. 

Im Norden und Osten des Plangebietes wird eine private Grünfläche zur Ein-
grünung des Gewerbegebietes bzw. als Abstandsfläche zur landwirtschaftli-
chen Fläche ausgewiesen. Durch die private Grünfläche im Osten wird auch 
die Eingrünung des Gewerbegebiets zum parallel verlaufenden Radweg gesi-
chert.  
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Zur Gewährleistung der Standfestigkeit des östlich an das Planungsgebiet an-
grenzenden Radwegs ist in dieser privaten Grünfläche ein min. 1 m breiter 
Geländestreifen angrenzend an den Radweg auf dem bestehenden Gelän-
deniveau zu belassen. Daran anschließend ist eine Böschung mit einem Nei-
gungswinkel von 1:1,5 auszuführen. 
Die privaten Grünflächen sind gemäß der Artenliste zu bepflanzen und dauer-
haft zu unterhalten.  

Zur Sicherung der inneren Durchgrünung ist je angefangenen 800 m² ein 
Baum entsprechend der Artenliste auf dem privaten Grundstück zu pflanzen.  

5.8 Örtliche Bauvorschriften 

Es wird eine Dachneigung von 0 - 30° festgesetzt. Damit wird dem Bauherren 
ein entsprechender Gestaltungsspielraum eingeräumt.  

Die Festsetzungen zu den Einschränkungen bei den Materialien für die Dach-
eindeckung werden mit der Lage des Gewerbegebiets in einem sensiblen 
Landschaftsraum, der Einsehbarkeit und klimatischen Anpassung begründet. 
Des Weiteren wurden Regelungen zu Einfriedungen im Hinblick auf die äußere 
Einbindung des Gewerbegebiets getroffen. 

Hinsichtlich der Lage des Gewerbegebietes zur freien Landschaft werden 
Festsetzungen zu Art und Umfang der Werbeanlagen getroffen. 

Die Festsetzungen zur Gestaltung der unbebauten Flächen sollen eine ange-
messene Begrünung der Gewerbegrundstücke gewährleisten und die Versie-
gelung minimieren. Neben einem attraktiveren Erscheinungsbild wird so zu ei-
ner Reduzierung des Regenwasserabflusses beigetragen und die Grundwas-
serneubildung unterstützt. 

Im Hinblick auf die vorhandene topographische Lage des im Osten an das 
Gewerbegebiet  angrenzenden Radwegs und den sich aus der geplanten Stra-
ßenhöhe ergebenden Grundstückshöhen ist eine Abböschung des Geländes 
innerhalb der privaten Grünfläche bzw. im Bereich des Gewerbegebiets und 
die Errichtung einer Stützmauer erforderlich. Die Stützmauern dürfen in einer 
maximalen Höhe von 1,0 m als Natursteinmauer oder Betonsteinmauer sowie 
mit Hilfe von Gabionen oder Pflanzringen errichtet werden. Aus Gründen des 
Naturschutzes und aus gestalterischen Gründen sind mit Ausnahme der Na-
tursteinmauern die Stützmauern zu begrünen. 

6 Lärmschutz (Büro für Schallschutz, Dr. Jans) 

6.1 Da sich südlich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans "Gewerbegebiet 
Mittelstraß" das Wohngebiet "Schneckenacker" befindet, wurde eine Stellung-
nahme zur Lärmeinwirkung des geplanten Gewerbegebiets auf dieses Wohn-
gebiet erforderlich.  

Die gutachterliche Stellungnahme Nr. 6858/919 vom 19.08.2025 hat Folgen-
des ergeben:  

Wie im Gutachten nachgewiesen wurde, hat die bestimmungsgemäße Nut-
zung des Plangebiets "Gewerbegebiet Mittelstraß" auch unter Berücksichti-
gung einer maßgeblichen Lärmvorbelastung durch benachbarte gewerbliche 
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Anlagen keine unzulässige Lärmeinwirkung auf die schutzbedürftige Umge-
bung zur Folge, wenn für die als "Gewerbegebiet" auszuweisenden Teilflächen 
I bis III die in Abschnitt 5 ermittelten Emissionskontingente LEK festgesetzt wer-
den. 

In Anlehnung an den Vorschlag in DIN 45 691 [5] wird empfohlen, folgende 
Formulierung als Festsetzung in den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittel-
straß" aufzunehmen: 

"Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die 
nachfolgend angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45 691 we-
der tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) überschrei-
ten: 

Teilfläche I: LEK, tags = 65 dB(A); LEK, nachts = 43 dB(A) 

Teilfläche II: LEK, tags = 65 dB(A); LEK, nachts = 45 dB(A) 

Teilfläche III: LEK, tags = 65 dB(A); LEK, nachts = 47 dB(A) 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt 
nach DIN 45 691: 2006-12, Abschnitt 5." 

Die Flächenabmessung S der mit den o. g. Emissionskontingenten zu bele-
genden Teilflächen ist im Bebauungsplan ebenfalls anzugeben. Gemäß der 
Tabelle in Anlage 7 gilt S = 4177 m² für Teilfläche I, S = 4163 m² für Teilfläche 
II und S = 4273 m² für Teilfläche III. 

Die Einhaltung (oder Unterschreitung) der Werte des Emissionskontingents ist 
jeweils bei der Antragstellung auf Baugenehmigung oder Nutzungsänderung 
nachzuweisen. Bei diesem Nachweis sind aufgrund betriebsspezifischer 
Randbedingungen ggf. erforderliche Zuschläge (z. B. Impulshaltigkeit, Tonhal-
tigkeit usw.) entsprechend den Festlegungen in der TA Lärm zu berücksichti-
gen. 

Anmerkung: 
Falls die Schallausbreitung z. B. durch die abschirmende Wirkung von zwischen den Schallquellen und betrachteten 
Einwirkungsorten zu berücksichtigenden Gebäuden beeinflusst wird, können die tatsächlich emittierten flächenbezo-
genen Schall-Leistungspegel L"w das jeweilige Emissionskontingent zahlenwertmäßig übersteigen. 
Des Weiteren kann der von lärmarmen Anlagen innerhalb einer Teilfläche nicht in Anspruch genommene Teil des 
zugehörigen Lärmkontingents erforderlichenfalls auf lärmintensive Anlagen innerhalb einer anderen Teilfläche über-
tragen werden. 

Die Festlegung der Werte für das Emissionskontingent erfolgte ausschließlich 
unter dem Aspekt der Vermeidung einer unzulässigen Betriebslärmeinwirkung 
auf Flächen mit schutzbedürftiger Bebauung (z. B. allgemeines Wohngebiet, 
Mischgebiet) außerhalb der als "Gewerbegebiet" ausgewiesenen Flächen. 
Deshalb ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zusätzlich nachzu-
weisen, dass an schutzbedürftigen fremden Einwirkungsorten innerhalb eines 
"Gewerbegebietes" die dort jeweils maßgebenden Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm nicht überschritten werden. 

In Abschnitt 5 der DIN 45 691 wird ausgeführt: 

"Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des 
Bebauungsplans, wenn der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert 
an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet 
(Relevanzgrenze)." 
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Es wird empfohlen, im Bebauungsplan darauf hinzuweisen, dass im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens dieses Irrelevanzkriterium der DIN 45 691 an-
gewandt werden darf. 

Anmerkung: 
Generell könnten gemäß den Regelungen in Anhang A.2 der DIN 45 691 für einzelne Richtungssektoren Zusatzkon-
tingente definiert werden. Das richtungsabhängige Zusatzkontingent LEK, zus gibt dabei an, um welchen Betrag die 
Schallabstrahlung im Vergleich zum LEK erhöht werden darf, wenn die Schallabstrahlung in einen bestimmten Rich-
tungssektor erfolgt. In der vorliegenden Ausarbeitung wird aber auf die Definition derartiger Zusatzkontingente ver-
zichtet. Unter Berücksichtigung des oben zitierten Irrelevanzkriteriums aus Abschnitt 5 der DIN 45 691 kann nämlich 
in Richtung schalltechnisch unkritischer Lärmeinwirkungsorte ohnehin eine höhere Schallabstrahlung toleriert werden 
als durch das Emissionskontingent vorgegeben. 

Hinweise zur Festsetzung von Emissionskontingenten 

Gemäß dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 07.12.2017 (4 CN 
7/16) sind bei der Emissionskontingentierung eines "Gewerbegebiets" (oder 
auch eines "Industriegebiets") folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Das Baugebiet ist in Teilflächen zu gliedern, wobei für diese Teilflächen ver-
schieden hohe Emissionskontingente festzulegen sind. 

2. Es muss ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschränkung geben oder ein Teil-
gebiet, das mit Emissionskontingenten belegt ist, die jeden nach der entspre-
chenden Gebietsausweisung (Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO oder Indust-
riegebiet nach § 9 BauNVO) zulässigen Betrieb ermöglichen. 

Forderung 1 wurde im vorliegenden Fall beachtet. Forderung 2 wird nachfol-
gend diskutiert. Gemäß DIN 18 005 [6] sind für ein "Gewerbegebiet" ohne 
Emissionsbeschränkung flächenbezogene Schall-Leistungspegel von L''W = 
60 dB(A) "tags" und "nachts" anzusetzen. Näherungsweise können diese flä-
chenbezogenen Schall-Leistungspegel mit den in DIN 45 691 definierten 
Emissionskontingenten LEK gleichgesetzt werden. D. h., gemäß o. g. Forde-
rung 2 ist eine als "Gewerbegebiet" dargestellte Teilfläche zu finden, die nicht 
kontingentiert ist bzw. der Emissionskontingente von LEK ≥ 60 dB(A) "tags" und 
"nachts" zuzuordnen sind. Mit den vorliegenden Nachtwerten von LEK ≤ 47 
dB(A) wird diese Forderung nicht erfüllt. 

Eine rechtlich (mutmaßlich) gesicherte Methode, die o. g. Forderung 2 zu er-
füllen, besteht darin, eine gebietsübergreifende Kontingentierung vorzuneh-
men.  

Der Gemeinde muss dabei innerhalb ihrer Gemarkung (bzw. innerhalb von 
Flächen, für die die Planungshoheit bei der Gemeinde liegt) ein "Ergänzungs-
gebiet" zur Verfügung stehen, das als "Gewerbegebiet" ausgewiesen ist und 
das gemäß Forderung 2 nicht kontingentiert ist bzw. hinreichend hohe Emis-
sionskontingente aufweist. Auf dieses Ergänzungsgebiet muss dann im Be-
bauungsplan (hier: "Gewerbegebiet Mittelstraß") entsprechend hingewiesen 
werden. 

6.2 Entsprechend den Aussagen der gutachterlichen Stellungnahme wurden im 
Bebauungsplan die entsprechenden Lärmkontingente mit den zugeordneten 
Teilflächen I – III im Zeichnerischen Teil sowie in den Bebauungsvorschriften 
festgesetzt.  

Als sogenanntes "Ergänzungsgebiet kann das bestehende Gewerbegebiet 
"Schwabenmatten" (ohne 1. Änderung), südwestlich des Planungsgebiets 
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"Gewerbegebiet Mittelstraß" angeführt werden. Hierfür besteht ein rechtskräf-
tiger B-Plan aus dem Jahr 1994 ohne Festsetzung von Lärmemissionskontin-
genten. 

(Auf die detaillierten Ausführungen im Lärmschutzgutachten des Büros für 
Schallschutz, das dem Bebauungsplan beigefügt ist, wird verwiesen.) 

7 Klimaschutz 

Durch die geplante Bebauung wird sich das Kleinklima verändern, da sich ver-
siegelte und bebaute Flächen gegenüber den bisherigen Landwirtschaftsflä-
chen stärker aufheizen. Die Lufttemperatur erhöht sich, da die Verdunstungs-
kühle von Vegetationsbeständen fehlt. 

Im Umweltbericht, der dem Bebauungsplan beigefügt ist, werden Maßnahmen 
zum Klimaschutz aufgeführt. So soll durch entsprechende grünordnerische 
Festsetzungen, Festsetzungen zu wasserdurchlässigen Belägen, Dach- und 
Fassadenbegrünung sowie PV-Anlagen in den Bebauungsvorschriften ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. (Auf die detaillierten Ausführungen 
zum Klimaschutz im Umweltbericht wird verwiesen.) 

8 Umweltbericht 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die 
Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine 
Umweltprüfung durchzuführen. In der Umweltprüfung sind die voraussichtlich 
erheblichen Umweltauswirkungen, die durch die Aufstellung des Bebauungs-
plans vorbereitet werden, zu ermitteln.  
In einem Umweltbericht, der gemäß Anlage 1 BauGB zu erstellen ist, werden 
die umweltrelevanten Belange dargestellt und somit eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 

Für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Mittelstraß“ liegt ein Umweltbericht, 
der gemäß Anlage 1 BauGB zu erstellen ist, in der Fassung vom 17.07.2026 
vor. In dem Umweltbericht wurden die umweltrelevanten Belange dargestellt 
und eine Umweltprüfung durchgeführt.  

Der Umweltbericht kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis:  

Auswirkungen auf Schutzgebiete 
Das FFH-Gebiet Schönberg mit Schwarzwaldhängen (Nr.: 8012342) liegt 
ca. 170 m nordöstlich. 
Eine Beeinträchtigung des europäischen Schutzgebietsnetzes "Natura 
2000" ist durch das Vorhaben nicht zu erwarten. Weitergehende Prüfun-
gen im Sinne des § 34 BNatSchG sind nicht erforderlich. 

Das Landschaftsschutzgebiet Schönberg (Nr. 3.15.015) liegt ca. 170 m nord-
östlich. 
Eine Beeinträchtigung des Landschaftsschutzgebietes ist durch das 
Vorhaben aufgrund der Entfernung nicht zu erwarten. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt außerhalb von HQ100-
Überflutungsflächen. Angrenzend an den Duffernbach befinden sich im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans HQextrem-Überflutungsflächen. 
Aufgrund der Betroffenheit von HQextrem-Überflutungsflächen ist § 78b 
Abs. 1 WHG (Risikogebiet) zu berücksichtigen.  
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Auswirkungen auf den Artenschutz 
Der Biologe Niklas Samuel, Pfaffenweiler, wurde mit der Erstellung eines ar-
tenschutzrechtlichen Fachbeitrags beauftragt, in dem geprüft wurde, ob die 
Zugriffs- und Störungsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG verletzt werden 
können.  
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag vom August 2025 wird als Anlage 
dem Bebauungsplan beigefügt. 
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag kam zu dem Ergebnis, dass unter 
Berücksichtigung der genannten Vermeidungsmaßnahmen sich keine 
Verletzung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG bei den arten-
schutzrechtlich relevanten Tier- und Pflanzenarten (Vögel und Fleder-
mäuse) ergibt. 
Die im Gutachten aufgeführten Maßnahmen wurden in die Schriftlichen Fest-
setzungen des Bebauungsplans bzw. als Zuordnungsfestsetzung aufgenom-
men. 

Auswirkungen auf die Schutzgüter 
In einer Tabelle wurden gemäß §1a BauGB i.V.m. § 18 BNatSchG (Eingriffs-
regelung) für die einzelnen zu beurteilenden Schutzgüter die Umweltauswir-
kungen der Planung unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen innerhalb des Planungsgebietes dargestellt und der erfor-
derliche Ausgleich aufgeführt. In einem Fazit wurde dargelegt, ob erhebliche 
Beeinträchtigungen für das jeweilige Schutzgut verbleiben. 

Die Umweltprüfung gemäß § 1a BauGB i.V.m. § 18 BNatSchG für die 
Schutzgüter kam zu dem Ergebnis, dass bei Durchführung der festgeleg-
ten Maßnahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigun-
gen für die Schutzgüter verbleiben. 

Naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsregelung 
Das geplante Vorhaben lässt sich nicht konfliktfrei zu den Ansprüchen und 
Zielsetzungen von Naturschutz und Landschaftspflege realisieren. Es stellt ei-
nen Eingriff nach § 14 BNatSchG i.V.m. § 14 NatSchG dar. 
Der Bilanzierung des Planungsgebiets nach der Ökokontoverordnung wurde 
der Zeichnerische Teil des Bebauungsplans "Gewerbegebiet Mittelstraß" incl. 
der Planungsrechtlichen Festsetzungen zugrunde gelegt. 
Innerhalb des Bebauungsplans wurden Vermeidung- und Minimierungsmaß-
nahmen durchgeführt. Es handelt sich dabei auch um Gestaltungsmaßnah-
men, die auch zur ökologischen Aufwertung beitragen. 

Ein vollständiger Ausgleich der Eingriffe, der rechnerisch nach der Ökokonto-
verordnung ermittelt wurde, ist innerhalb des Gebiets nicht möglich.  

Es ergibt sich: 

 ein Ausgleichsdefizit für  
das Schutzgut Boden  196.882 Ökopunkte 

 ein Ausgleichsdefizit für 
das Schutzgut Pflanzen/Tiere/biologische Vielfalt  24.626 Ökopunkte 

Gesamt 221.508 Ökopunkte 
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Ein entsprechender Ausgleich wird durch nachfolgende Maßnahmen erbracht: 

 Umwandlung einer Ackerfläche in Feldgehölz mit Saum 
auf den Teilflächen der Flst.Nrn. 7012 bis 7018,  
auf Gemarkung Pfaffenweiler  
mit einem Aufwertungspotential von 14.810 Ökopunkten 

 Abbuchung aus dem Ökokonto der Gemeinde Pfaffenweiler 

-  PF 002: Trockenmauer Batzenberg 
   mit einem Aufwertungspotential von 207.420 Ökopunkten, 
   zugeordnet werden 65.351 Ökopunkte 

-. PF 004: Buchenwald 
mit einem Aufwertungspotential von 66.556 Ökopunkten, 
zugeordnet werden 46.343 Ökopunkte 

-. PF 005: Eichen-Sekundärwald 
mit einem Aufwertungspotential von 95.004 Ökopunkten, 
zugeordnet werden 95.004 Ökopunkte 

Durch die Ausgleichsmaßnahmen erfolgt lt. Ökokontoverordnung ein 
ausreichender Ausgleich für die Schutzgüter Boden und Pflanzen/ 
Tiere/biologische Vielfalt. 

9 Erschließung / Ver- und Entsorgung 

Mit der Ausarbeitung der Erschließungsplanung wurde das Ing.-Büro Weiß, 
Freiburg beauftragt. 

Das Ingenieurbüro Weiß hat in seiner Erschließungsplanung folgende Aussa-
gen zum Baugrund, zur Erschließung sowie zur Entwässerung des Gewerbe-
gebietes getroffen:  

9.1 Geologische und hydrogeologische Randbedingungen 

Die geologischen und hydrogeologischen Randbedingungen wurden durch 
zwei geotechnische Gutachten ermittelt. Im Februar 2025 wurde, durch die 
Weiß Beratenden Ingenieure (WBI), ein erstes Gutachten erstellt. Im Novem-
ber 2025 wurde durch die Ingenieurgruppe Geotechnik (IGG) ein weiterfüh-
rendes geotechnisches Gutachten erstellt, welches auch die Erkenntnisse des 
ersten Gutachtens berücksichtigt.  

Allgemeine geotechnische Randbedingungen 

Im Bereich der Erschließungstrasse ist der Untergrund unter einem ca. 0,4 m 
bis 0,5 m dicken Oberboden und lokal vorhandenen feinkörnigen Auffüllungen 
mit Mächtigkeiten von einigen Dezimetern (s. [U3]) bis in Tiefen von > 5 m aus 
einer Decklage aus stark wasser- und frostempfindlichen feinkörnigen Erdstof-
fen aufgebaut.  

Diese besteht im oberen Bereich aus Tonen und weist bis in eine Tiefe von ca. 
1 m u. GOF eine steife, darunter bis in Tiefen von bis zu ca. 2,5 m u. GOF eine 
weiche bis sehr weiche Konsistenz auf. Insbesondere die zwischen 1 m und 
ca. 2,5 m u. GOF anstehenden weichen bis sehr weichen Tone sind gering 
tragfähig sowie stark zusammendrückbar. Im Rahmen von [U3] wurden im un-
teren Bereich der Schicht aus weichen Tonen organische Anteile festgestellt, 
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wobei der Organikanteil im Versuch mit ca. 5 M-% bestimmt wurde. Bei aktuell 
durchgeführten Versuchen zur Bestimmung des organischen Anteils der wei-
chen Tone wurden jeweils Organikanteile von < 1 M-% ermittelt. Unterhalb der 
weichen Tone stehen i. W. schluffige Decklagenmaterialien mit vergleichs-
weise höherer Scherfestigkeit und einer deutlich geringeren Zusammendrück-
barkeit an. 

Im Bereich der Talaue ist ein Grundwasserspiegel ausgebildet. Zudem sind in 
den Böden der Decklage Schichtwässer vorhanden. In Hinblick auf den Kanal- 
und Hochbau ist mit den verfüllten Baugruben (Fundamentgräben-/-gruben, 
Kanalgräben, Baugruben von Unterkellerungen) zufließendem Schichten- und 
Oberflächenwasser zu rechnen, dass sich auf den anstehenden, wenig durch-
lässigen Erdstoffen aufstauen und als drückendes Wasser auf erdberührte 
Bauteile einwirken kann. Zudem sind bei hohen Grundwasserständen Einwir-
kungen aus Grundwasser auf die baulichen Anlagen zu erwarten. 

9.2 Erschließung 

Die Erschließung erfolgt in der Verlängerung der Straße „In den Langmatten“ 
von der Mittelstraße um ca. 235 m in Richtung Norden. 

Zunächst führt die neue Erschließungsstraße parallel zum östlich angrenzen-
den Duffernbach vorbei am Gelände des Tennisclubs. In diesem Bereich wird 
am Fahrbahnrand auf der Seite des Duffernbach auf einem 35 m langen Ab-
schnitt eine Winkelstützwand erforderlich. Anschließend verschwenkt die 
Straße leicht nach Osten um den Abstand zum Duffernbach zu vergrößern. 
Nach weiteren 60 m verschwenkt die Straße weiter nach Osten um außerhalb 
des HQ100 Überflutungsbereich des Duffernbachs zu bleiben. 

In Abhängigkeit von der Art der Gewerbeansiedlung muss im Maximalfall da-
mit gerechnet werden, dass eine Begegnung von zwei LKW (z.B. LKW und 
Müllfahrzeug) ein gängiges Szenario darstellt. Hierfür ist bei Berücksichtigung 
von reduzierten Geschwindigkeiten und eingeschränkten Bewegungsspielräu-
men eine Mindestbreite von 5,90 m gemäß RASt 06 erforderlich. Die Erschlie-
ßungsstraße ist mit einer nutzbaren Fahrbahnbreite von 6,00 m geplant. 

Am Ende der Erschließungsstraße ist eine Wendemöglichkeit vorgesehen. Die 
Wendeanlage entspricht anhand der Ausmaße einer Wendeschleife für Last-
züge gemäß RASt 06. Diese Wendeschleife lässt ein komfortables Wenden 
für alle gängigen LKW`s (Lastzug, Sattelzug, großes Müllfahrzeug) in einem 
Zuge, ohne Zurückstoßen zu. 

Die Längsneigung der Erschließungsstraße folgt dem natürlichen Gefälle. Die 
Straße steigt ab dem Anschlussbereich für einen kurzen Abschnitt an und fällt 
anschließend mit 0,5 % in Richtung Norden ab. 

Für die Rückhaltung und Ableitungen des Regenwassers in den Duffernbach 
ist eine ausreichende Kanaltiefe erforderlich. Um auf wartungsintensive tech-
nische Anlagen verzichten zu können, sollte die Ableitung im Freispiegel erfol-
gen. Aus diesen Grundsätzen verläuft die Gradiente der neuen Erschließungs-
straße etwa 30 cm bis 80 cm über der bestehenden Geländeoberkante. 

Die Querneigung der Straße ist in Richtung des Duffernbachs angelegt und 
beträgt 2,5 %. 
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Die Straße inklusive der Wendeanlage ist umlaufend mit einem Schrammbord 
vorgesehen. Das Schrammbord besteht aus einem Hochbordstein sowie zwei 
Granitgroßpflastersteinen, die hinter dem Hochbordstein positioniert werden. 

Die Entwässerung erfolgt über den tieferen Fahrbahnrand, der auf Bachseite 
verläuft. Auf zwei Abschnitten von 10,00 m und 16,00 m sind Entwässerungs-
rinnen vorgehsehen, welche neben der Ableitung auch der Reinigung des Re-
genwassers dienen. 

Um dem Schutz von Amphibien gerecht zu werden, wird zwischen Hochbord-
stein und Entwässerungsrinne ein Granitgroßpflasterstein hergestellt. Vor und 
hinter den Entwässerungsrinnen, sowie alle ca. 20 m wird der Hochbordstein 
unterbrochen, um überwindbare Strukturen für Amphibien zu schaffen. 

9.3 Schmutzwasserableitung 

Parallel zum Duffernbach verläuft ein Hauptsammler DN 400 des AZV. Die 
geplante Schmutzwasserkanalisation soll hieran angeschlossen werden. Die 
Anschlüsse sind in weiteren Planungsschritten mit dem AZV abzustimmen. 

Um eine unnötige Tiefenlage zu vermeiden, die sich aus Länge des Kanals 
und Neigung ergibt, wurden zwei Anschlussstellen an den Bestandskanal ge-
wählt. 

9.4 Regenwasserableitung 

Art der Ableitung und hydraulische Bemessung 

Gemäß den Grundsätzen der Regenwasserbewirtschaftung wurden zunächst 
die Möglichkeiten zur Versickerung im Planungsgebiet geprüft. 

Der anstehende Boden ist aufgrund seiner hohen schluffigen Anteile nicht ver-
sickerungsfähig. Weiterhin steht im Planungsgebiet das Grundwasser ca. 1,00 
m unter Geländeoberkante an, sodass der Versickerungsraum nur bei einer 
oberflächennahen Entwässerung eingehalten werden kann. 

Die Einleitung muss somit zwingend in den angrenzenden Duffernbach erfol-
gen. Dieser ist bereits jetzt im hydraulischen Grenzbereich, so dass die Ein-
leitmenge begrenzt werden muss.  
Die damit verbundene Drosselung und Schaffung von Retentionsräumen re-
sultiert darin, dass eine oberflächennahe Entwässerung ausgeschlossen wer-
den muss, da die Höhendifferenz zwischen Plangebiet und Bachsohle zu ge-
ring ist. 

Die Ableitung des Regenwassers muss daher über ein Kanalnetz erfolgen. 
Eine Versickerung ist demnach auch aufgrund der Höhenlage nicht möglich. 

Ermittlung der zulässigen Einleitmenge 

Die zulässige Einleitmenge kann i.d.R. gemäß der Arbeitshilfe Umgang mit 
Regenwasser- Regenrückhaltung der Landesanstalt für Umwelt, Messungen 
und Naturschutz Baden-Württemberg bestimmt werden. Hierbei ergibt sich die 
zulässige Einleitmenge durch Gegenüberstellung des HQ1 mit den bestehen-
den Einleitungen innerhalb einer 30-minütigen Fließstrecke. 

Der HQ1 Nachweis ist für die Einleitung des im Baugebiet anfallenden Regen-
wassers in den Duffernbach nicht zu erfüllen, da die Summe der bestehenden 
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Einleitmengen bereits den einjährigen Hochwasserabfluss überschreiten und 
somit keine rechnerischen Reserven für das Neubaugebiet vorhanden sind. 

Die Ermittlung der zulässigen Einleitmenge muss demnach über einen alter-
nativen Weg gefunden werden. Ein realitätsnaher Ansatz ist die zulässige Ein-
leitmenge auf den natürlichen Gebietsabfluss anzusetzen. In Abstimmung mit 
dem Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald, Dezernat 4, Fachbereich Was-
ser und Boden, wurde festgelegt, dass der natürliche Gebietsabfluss im Be-
stand über eine Wasserhaushaltsbilanzierung gemäß DWA-M 102-4/ BWK-A 
3-4 Anhang C ermittelt werden kann. 

Die Wasserhaushaltbilanz der unbebauten Fläche im Bestand ergibt, dass der 
Direktabfluss aF = 0,23 ergibt. Demnach fließen im IST-Zustand 23 % des 
anfallenden Regens direkt in den Duffernbach. Die Wasserhaushaltsbilanzie-
rung ist in Anlage 3 beigefügt. 

Unter Berücksichtigung von r15(1) = 134,4 l/(s*ha) ergibt sich natürlicher flä-
chenspezifischer Abfluss von 

qmax = 134,4 l/(s*ha) *0,23 = 30,9 l/(s*ha) 
 

Seitens der o.g. Stelle des Landratsamts wurde bestätigt, dass der so ermit-
telte Wert als spezifische Einleitmenge betrachtet, und unter den nachfolgen-
den Auflagen für weitere Berechnung angesetzt werden kann: 

 Ausführung eines dynamischen Auslaufbauwerks nach dem DWA-M 176 

 Anordnung von vier deklinanten Buhnen unterhalb des dynamischen 
Auslaufbauwerks 

Retention 

Die Gemeinde Pfaffenweiler sieht vor, dass ein Retentionsvolumen für das im 
Gesamtgebiet des Bebauungsplanentwurfs anfallende Regenwasser zu 
schaffen. 

Der maximal zulässige Abfluss ergibt sich aus dem flächenspezifischen Ab-
fluss zu 

Qmax = 1,58 ha × 30,9 l/(s×ha) = 48,8 l/s 

Das erforderliche Retentionsvolumen ergibt sich nach dem vereinfachten Ver-
fahren gemäß DWA-Merkblatt A117 (vollständige Berechnung in Anlage 4) zu 

Verf= 224 m³. 

Vor der Ableitung in den Duffernbach wird hierfür ein Drosselschacht gesetzt 
und das erforderliche Volumen über unterirdische Retentionsboxen mit Kunst-
stoffummantelung geschaffen.  

Um die vorhandene Höhe möglichst optimal auszunutzen, wird der Rückhalte-
raum mit Höhenversatz geplant. Die Boxen sind im ersten Abschnitt mit 60 cm 
Höhe und im zweiten Abschnitt mit 93 cm Höhe geplant, sodass ein Volumen 
von 235 m³ geschaffen werden kann. Der Auslastungsgrad der Boxen wird mit 
97 % angegeben. Das rechnerisch nutzbare Volumen liegt somit bei 

VBox = 228 m³. 

Die Befüllung der Boxen erfolgt ab dem Drosselschacht im Nebenschluss. 
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Regenwasserbehandlung 

Aus Vorabstimmungen mit dem Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald hat 
sich ergeben, dass Reinigungsanlagen im Dauerstau nicht genehmigt werden. 
Aufgrund des geringen Höhenunterschieds von Straßenoberkante bis zum 
Auslauf in den Bach ist daher nur eine dezentrale Regenwasserbehandlung 
möglich, es sei denn eine Hebeanlage findet Verwendung. Dies bedeutet 
gleichzeitig, dass das Regenwasser von öffentlichen Flächen nicht gemein-
sam mit den auf Privatflächen anfallenden Regenwasser behandelt werden 
kann. Das jeweilige Regenwasser muss Nahe dem Entstehungsort gereinigt 
werden, weshalb nachstehend ausschließlich die Reinigung des auf der öf-
fentlichen Verkehrsfläche anfallenden Regenwassers betrachtet wird. 

Die zu betrachtende Verkehrsfläche kann nach DWA-A 102 in die Flächen-
gruppe V2 eingeordnet werden, was der Belastungskategorie II entspricht. 

Die dezentrale Behandlung des Regenwassers in der öffentlichen Verkehrs-
fläche ist über Filterrinnen vorgesehen. Aus Gründen des Amphibienschutzes 
sind diese durch einen Granitgroßpflasterstein vom Hochbordstein abgesetzt. 
Die Anforderungen an die Behandlungsanlage, bezogen auf den AFS63 Wert, 
können beispielsweise durch die BircoPur Filterrinne erfüllt werden. 

Nach Herstellerangaben kann je Laufmeter Rinne eine Fläche von 100 m² an-
geschlossen werden, sodass insgesamt 22 m Rinne erforderlich werden. Um 
die Fließlängen des Wassers zu verkürzen wird die Rinnenlänge auf zwei Ab-
schnitte aufgeteilt. 

Die ggf. erforderliche Regenwasserbehandlung auf den privaten Grundstü-
cken ist vom Grundstückseigentümer nachzuweisen. 

(Auf die detaillierten Ausführungen in der Erschließungsplanung mit Anlagen 
des Ing. Büros Weiß, das dem Bebauungsplan beigefügt ist, wird verwiesen.) 

9.5 Trinkwasserversorgung 

Die Wasserversorgung des Baugebiets erfolgt durch eine Stichleitung GGG 
DN 100, die im Anschlussbereich der Erschließungsstraße mittels Schieber-
kreuz an den Bestand angeschlossen wird. 

Für die zukünftigen Grundstücke werden abschiebbare PEHD 100 DN 50 
Hausanschlüsse vorbereitet. Die Lage der Hausanschlüsse wird in weiteren 
Planungsschritten definiert. 

Am nördlichen Ende der Trinkwasserleitung, also im Bereich des Wendeham-
mers, ist ein Unterflurhydrant geplant. 

9.6 Stromversorgung 

Im südöstlichen Bereich des Planungsgebietes wurde westlich des Radweges 
eine Fläche für Versorgung zur Errichtung einer Trafostation entsprechend 
den Vorgaben des Energieversorgers ausgewiesen. 

10 Hochwasserschutz 

Das Planungsgebiet grenzt an das Überschwemmungsgebiet / HQ100 entlang 
des Duffernbaches. 
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Die Straßenplanung schneidet in kleinen Teilbereichen in den Überschwem-
mungsbereich HQ 100 ein, wodurch zunächst Retentionsvolumen verloren 
geht. 

Zwischen den Stationen 0+017 bis 0+022 wurde das entfallene Volumen über 
die Betrachtung der Querprofile zu 0,3 m³ bestimmt. Zwischen den Stationen 
0+181 bis 0+190 beträgt das Volumen 0,6 m³. Insgesamt gehen durch die 
Straßenplanung demnach 0,9 m³ Retentionsvolumen im Falle eines HQ 100 
verloren. 

Durch die Auflage des Landratsamts ein dynamisches Auslaufbauwerk bei der 
Einleitung des Oberflächenwassers in den Duffernbach zu schaffen (vgl. 
5.1.2), werden ca. 3 bis 5 m³ Retentionsvolumen gewonnen, wodurch keine 
weiteren Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden. 

Hinweis: Das Auslaufbauwerk liegt außerhalb des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans. 

11 Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung für das Gewerbegebiet ist gesichert. 

12 Flächenbilanz 

Gesamtfläche ca. 1,68 ha = 100,0 % 

Erschließung  ca. 0,23 ha =   13,7 % 

öffentliche Grünflächen  ca. 0,08 ha =     4,8 % 

private Grünflächen  ca. 0,10 ha =     6,0 % 

Nettobaufläche - Gewerbegebiet  ca. 1,27 ha =   75,5 % 
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